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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wehrdienstausnahmen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Klepsch, Ernesti, 
Damm, Dr. Zimmermann, Dr. Marx (Kaiserslautern) und 
Genossen 

— Drucksache VI/319 — 


Die Kleine Anfrage betreffend Wehrdienstausnahmen - Druck- 
sache VI/319 - beantworte ich wie folgt: 

ln der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 hat der Herr 
Bundeskanzler unter anderem ausgeführt, daß durch Gleich- 
behandiung der wehrpflichtigen jungen Männer ein Maximum 
an Gerechtigkeit erreicht werden soll. 

Die eingeleitete aber noch nicht abgeschlossene Kritische 
Bestandsaufnahme der Bundeswehr und meine persönlichen 
Besuche bei der Truppe beziehen sich auch auf diese Frage. 
Dabei habe ich festgestellt, daß neben der Überprüfung der 
bestehenden Wehrdienstausnahmen vor allem die Frage der 
Heranziehung des hohen Anteils der eingeschränkt tauglichen 
Wehrpflichtigen zum Grundwehrdienst - das sind durchschnitt- 
lich 30% der Gemusterten eines Geburtsjahrganges - von ent- 
scheidender Bedeutung ist. In vielen Fällen lassen die ärzt- 
licherseits festgestellten Einschränkungen der Tauglichkeit die 
Heranziehung zu bestimmten Funktionen nach einer entspre- 
chenden Gesetzesänderung ohne jedes Bedenken zu. Die Sich- 
tung und Überprüfung der hier infrage kommenden Fakten und 
Vorschläge ist zur Zeit im Gange. Deshalb kann ein abschlie- 
ßendes Ergebnis noch nicht mitgeteilt werden; es wird erst im 
Weißbuch der Bundesregierung seinen Niederschlag finden. 

Die einzelnen Punkte der Kleinen Anfrage beantworte ich, 
soweit es unter diesen Umständen jetzt schon möglich ist, wie 
folgt: 
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1, Sollen ehemalige Angehörige der Volkspolizei und der natio- 
nalen Volksarmee der DDR zum Wehrdienst herangezogen 
werden? 


Es ist auch künftig nicht beabsichtigt, ehemalige Angehörige 
der Volkspolizei und der Nationalen Volksarmee der DDR zum 
Wehrdienst heranzuziehen. Das schutzwürdige Interesse des 
betroffenen Personenkreises - insgesamt 32 Wehrpflichtige aus 
den Geburtsjahrgängen 1946 bis 1950 — erfordern diese Aus- 
nahmeregelung. 


2. Soll künftig der überlebende Bruder eines bei der Bundeswehr 
tödlich verunglückten Wehrpflichtigen zürn Dienst in der 
Bundeswehr herangezogen werden? 


Der überlebende Bruder eines im Dienst der Bundeswehr tödlich 
verunglückten Wehrpflichtigen wird im Hinblick auf das Opfer 
der Familie - wie bisher - nicht herangezogen. Pro Jahr ver- 
unglücken tödlich zwischen 20 und 50 Wehrpflichtige bei Dienst- 
unfällen. 


3. Sollen künftig Wehrpflichtige, solange ein Bruder Grundwehr- 
dienst leistet, zum Wehrdienst herangezogen werden? 

Von der Einberufung eines Wehrpflichtigen während der 
Dienstleistung eines Bruders kann nicht in allen Fällen abge- 
sehen werden. An eine Änderung der bisherigen Praxis ist grund- 
sätzlich nicht gedacht. 


4. Sollen künftig verheiratete Wehrpflichtige mit mehreren 
Kindern zum Grundwehrdienst herangezogen werden? 


Die Überprüfungen sind noch nicht abgeschlossen. 


5. Sollen künftig Wehrpflichtige über 23’/-» Jahre zum Grundwehr- 
dienst herangezogen werden? 

Die Überprüfungen sind noch nicht abgeschlossen. 


6. Sollen künftig studierende Wehrpflichtige während des laufen- 
den Semesters zum Grundwehrdienst einberufen werden? 

Studierende Wehrpflichtige werden - wie bisher - nicht aus 
dem laufenden Semester zum Grundwehrdienst einberufen, es 
sei denn, daß der Einberufungsbescheid schon vor Semester- 
beginn dem Wehrpflichtigen zugegangen war. 


7. Sollen künftig studierende Reservisten während des Studiums 
und während des Examens zu Wehrübungen herangezogen 
werden? 
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Studierende Reservisten werden grundsätzlich nur in den 
Semesterferien einberufen. Ausgenommen davon bleiben un- 
verändert Mob- und Alarmübungen bis höchstens 6 Tage. Dabei 
auftretende Härtefälle (z. B. Unterbrechung von Examensarbei- 
ten), werden nach der Praxis der Wehrersatzbehörden durch 
Zurückstellung nach § 12 Wehrpflichtgesetz berücksichtigt. 

8. Süllen künftig einzige Söhne von zu 80 oder mehr vom Hundert 
Schwerkriegsbeschädigten Vätern zum Wehrdienst herangezogen 
werden? 


Die Entscheidung wird - wie bisher - auf die Lage des Einzel- 
falles abgestimmt. 


9. Sollen künftig wehrpflichtige Ingenieurschulstudenten, obwohl 
dieses Studium von Anfang an als ein weitgehend geförderter 
Ausbildungsabschnitt gilt, künftig zum Grundwehrdienst her- 
angezogen werden? 


Ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 10. Dezember 
1969 zwingt zu neuen Überlegungen der künftigen Hand- 
habung. 


10. Sollen künftig jüdische Wehrpflichtige oder andere im Dritten 
Reich rassisch Verfolgte oder deren Söhne zum Wehrdienst 
herangezogen werden? 


Bei Zurückstellungsanträgen von Wehrpflichtigen des ange- 
sprochenen Personenkreises wird auf ihre besondere Situation 
Rücksicht genommen. 


11. Sollen Theologiestudenten künftig zum Wehrdienst herange- 
zogen werden? 


Diese Frage wird zur Zeit geprüft, sie kann erst im Weißbuch 
behandelt werden. 


J 2. Welche über die o. a. Aufzählung hinausgehenden weiteren 
Wehrdienstausnahmen im Sinne der §§ 11, 12 und 13 des 
Wehrpflichtgesetzes will der Bundesminister der Verteidigung 
abbauen? 

Die Frage, ob für besondere Personengruppen Ausnahmerege- 
lungen notwendig sind, wird zur Zeit im Rahmen der Kritischen 
Bestandsaufnahme der Bundeswehr geprüft. 


Schmidt 



